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• Liebe Mitbprgerimieii, • • • " • 
liebe Mitbürger ' ,' ' \ ' . • '•, 

Das vor . Ihnen liegende, "Buchs aktueh" ist in' 
der Òrtsplanung unserer Gemeinde ein wich- ., 
tiger Meilenstein. In der Folge sind die Ergeb-, 
nisse einer langjährigen, intensiven und teil­
weise schwierigen. Planungsarbeit dargelegt. 
Die erarbeiteten Grundlagen sohen mithelfen, ; 
die Entwicldung der nächsten 15-20 Jahre zu . 
steuern. Laut Rauhiplanungsgesetz, Art. 4. sorgt 
die Behörde dafür,. dass die Bevölkerung im 
geeigneter Weise an der Ortsplanung mitwir-
cen kann. Sie werden nun eingeladen, Ihre An­
hegen und Wünsche zu äussern. Dire Stellung­
nahmen werden vshr nach Möghchkeh in die 
Planung einfliessen lassen. Der Gemeinderaf 
befindet erst nach .diesem Mitwirlcungsver-
fahren über die definitive Fassung der ein­
zelnen Pläne und Réglementé. 

In einem zweiten Schritt findet die öffenthche 
Auflage von Baüreglement, Zonenplan, Schutz-
verordnuhg und-. Parkplatzreglement statt. E|eri 
Direktbetroffenen bietet sich dann die Mög­
hchkeit, rechtlich Einsprache zu erheben. 
Dieses Verfahren findet voraussichthch Ende 
des Jahres 1992 statt. . 

Hinweise zu dèn stattfindenden ' Veranstaltun­
gen finden Sie auf Seite 29. • 

Der Gemeinderat bedahlct sich für Ihr Interesse 
und Ihre Mitarbeit. Er hofft auf eine Orts­
planung, die den Erfordernissen der Zeit und 
den Menschen gerecht wird. 

• E. Hansélmann' 
Gemeindammann 



IClìrze Geschichte zu einem-
laiîgeiî Prozess • •, / . 

Was, veranlasst die Behörden dazu, im Abstand 
von 15-20 Jahren eine langwierige. Planuiigsâr-
beit auf sich zu nehmen, und vertraut gewör-
dene Rechtsgrundlagen, z.B. das Baureglement, 
und die Zonenplahung, abzuändern?: Mit dem 
Inlcrafttreten, des Raumplanuhgsgesetzes ' 
(RPG) im Jahre 1979 erwuchs den Genieindèn 
u.a. die Aufgabe, auch die bisher mçht bezeich­
neten Gebiéte einer Zone zuzuordnen.' . Dies 
war der éigenthçhe Anlass für eine Teihevision 
'der Nufzungsplänung in der Gemeinde Buchs' 
im Jahre 19.85. Schon bald zeichnete, sich ab, 
dass die 'Planungsarbeit.. auf. verschiedenen 
Sachgebieten yertiefter bètrieben werden. 
sohte. .Dafür. sj)rachen. verschiedene Gründe,, 
von denen nur die wichtigsten genannt sind: '., 

- Mit dem Rauniplanungsgésetz (RPG) und der 
dazugehörigen Verordnung wurden neue Be-

. Stimmungen, nàmenthch die'Pflicht, zur Aus-
. Scheidung von Fruchtfolgeflächen, erlassen. 

- Die Révision des JSfatur- und Heiniatschutzge- ; 
setzés (NHG) im Jahre 1987 verpflichtpt die 
Behörden, für den ökologischen Ausgleich zu 

, sorgen. Gleichzéifig wurden auch die Bei­
tragsleistungen des Bundes auf eihe neue Ba-
sisgesteht. '-• ' .-. ' 

- Gestützt auf das' Upiweltschutzgésetz würde 
im .Jahre .1986 die Lärmschutzverordnüng, 

; (LSV), wélché die Züwe'isüng der Zoneii sehr 
direkt beeinflusst,.in Kraft gesetz;t. Die Luft-, 
reinhalteverordnüng- als weiteres wichtiges 
Instrument irn Ümweltbereich whkt sich, auf 
Stufe. „Gerneinde vor alleni auf die Richt-
pläriung äus. ' ; ' • ' 

- Seit Erarbeitüng der.Zonenplanung von 1979 
hat sich das Planungsverständnis verändert. In ' 
der Zwischenzeit ergaben sich aus der Arbeit 
verschiedener Kommissionen zusätzliche 

, Lösüngsansätze für einzelne Probleme. 

- Einzelne Probleme,. z.B- der. ständig wach­
sende. Verkehr., auf; dem Hauptstrassennetz, 
machten' einé Berücksichtigung im Rahmen 
der Planungsrevision erforderlich.. 

Aus der vorgesehenen Teilrevision, éntwickelte 
sich aus diesen Uinständen heraus allmählich 
eme Totalrevision. 

Die Phasen der Planung nach einer satirischen 
Darstellung ini Nebelspalter. :. 

Phasén.ker Planung: ' • ' • ' . 
1. Begeisterung'' : .-^ 

'2.,Ernüchterung y ;' ",• 
3. Suche der Schuldigen-, 
4. Bestrafung der Unschuldigen- ' 
5. -Auszeichnung-der Nichtbeteiligten • . • 

Nebelspalter Nr. 38/1971. . 

Wie obiges Zitat sind auch alle weiteren aus: 
NEF ROBERT (1975): Sprüche-,und Wider-
sprûché zur Planung; Zifatenschatz für Planer. 
und. Verplante, ;Schriftemeihe ziir Orts-, Regio­
nal- und Landesplanung,. Nr. 24, Zürich, 176. S. 



W e l c h e R a l m e m b e d m g i i m g e î i i 

b e s t i m m e m , d i e . , P l a m e i i g 

Die wiclitigsten Rahmenbedingungen bei der. 
Planung stehen die rechtlichen Erlasse (Ge-. 
setze und Vefordnungen). dar. Sie stfecken den 
Handlüngsspielraum ab,- welcher der Gemeinde, 
gegeben ist. Einen zentralen .SteüenWert neh­
men das' kantonale: Baugesetz (BauG)j das eid­
genössische Rauniplanungsgésetz (RPG), das 
Natur- und Heifnatschutzgesetz und das Um-. 
weif Schutzgesetz, selbstverständhch nht deh je-̂  
weihgen V.érordnungen,. ein.. Sie sind für die • 
Gemeinde verbindhch. . -

Einen grösseren Spielraüm lassen die kanto­
nalen ünd koriimunalen Richtpläne zu. Sie ha­
ben richtungsweisenden Charakter. Auf glei­
cher Stufe, aber eher hândlungsànweisend' sind 
einzelne Weisungen des Kantons, z.B. zur 
Handhabung des Grossratsbeschlüsses über, die 
kantonalen Gesarntpläne und über den Richt­
plan von 1989. ; 

Eine dritte- Gfruppe büden die verschiedenen 
Inventare ' untì Grundlagenerhebungen, etwa 
die Inventare züm Naturschutz oder der Lärm-
belasîtungskaf aster. 

In Verbindung untereinander büdeü dies.e ; Vor­
gaben die Basis der Örtsplanung. ' 



er aroeitete an .der ., , 
Ortsplaniingsrevision mit?-

Seit Beginn def jRevisionsaibeiten besteht eine 
Planungskommissioni die sich aus Mitgliedern 
des . Gemeiriderates sowie dem Bauchef zu­
sammensetzt.. In der frühen Phase.der Pla­
nungsarbeit wurden jeweils auch • die Vertreter 
der andéren . Korporationen (Orts- und Schul­
gemeinde) beigezogen. . 

Daneben bestehen verschieidene Fachkommis­
sionen, die sich nht einem fachlichen, oder, 
räimüichen Teilbereich der Planung befassen, 
so ,,' , ^ , 

- die Zentrumsplanilngskonunission, 
- die Verkehrskonunission und ' • j 
' -die Naturschutzkommission. 

Sie "unterstehen" dem Gemeinderat, und setzen 
sich aus 2 bis 3 Ratsmitgliedern, einem Vertre­
ter des Bauamtes sowie Interessen- oder Bevöl-
kerungsvertretern zusainmen; Die Ërgebniss.e 
der Fachplanüngen haben in die Ortsplanung 
Eingahg.gefunden und wurden voh der.Bau-
undPlanungskonunission koordiniert. 

Die Kommissionen sind von verschiedenen 
Fachleuten begleitet worden. 

Die an der Örtsplanung beteiligten Kommis-
. sionen haben sich bemüht, den Gegenbeweis 
zur folgenden Aussage anzutreten: 

' Eine Kommission ist eine Sackgasse, in 'ße 
Ideen Üneingeiockt werden ußd dann ist-Ruhe. 
, erdrosselt-.werden. ' 

JöhnAo Lincolii •.. . . 

•OADEN IH RAHMEN, DER ORtSPUNUNGSREVlSlON 

: ( 3 E M E I N D E R A T 
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ié Riclitplaiîimi 

Die Richtplanùng zeigt auf der Basis der heute 
erlcermbaren Probleme und sinnvollen Ziele 
die Richtung der angestrebten mittel-bis lang­
fristigen Entwicklung der Gemeinde auf. Der 
Richtplan ist somit die Grundlage zuf Festle­
gung kurzfristiger Ziele und zur Beurteilung 
konlcreter Vorhaben. Er ist ein Koordinations-
instrurnent fiir Behörden und . Verwaltung und 
schliesslich auch Orientierungshüfe für die Öf­
fentlichkeit. . 

Irn Rahmen der Örtsplanung wurden in Buchs 
Richtpläne zu den Sachbereichen Siedlung, 
Verkehr, Natur und Landschaft sowie, zum 
Zentrum eràrbeitét. Die Aussagen zur Sied­
lungsentwicklung und zum Verkehr sind in ei­
nem Plan zusammengefasst worden. ' . 

Bei der. Bearbéitung der komnlunalën Richt-
pläne konnte in Teilbereichen auf kantonale 
und regionale Richtpläne abgestiifzt werden. 

M c h t p l a m S i e d l l i n i î ï g + V e r K e l i r .= 

Â i u s s a g e i i i .z îar S t e d l e m g . • 

1 Siedlnngsgréiîzeiî iind EntwicHiangsricIitiiing' 
festlegen . 

Für die Erhaltung der Siedlungs- und Land- , 
Schaftsqualität sind klare Grenzen eine wichtige 
Voraussetzung. Sie gewährleisten einerseits 
eine unverbaute Landschaft und fördern ande­
rerseits einen sparsamen Umgang-. mit dem 
knäppen Gut Bodeh. Eine Aufgabe der p.icht-
Dlanung bestand darin, die weitgehend beste-
lenden Grenzen zü überprüfen. In hiehreren 
Teilgebieten, so etwa südlich Burgeraü oder ini 
Bereich Saxweg wrden die Grenzen bewusst 
eng gehalfen. 

Zu dieser JHalfung haben u.a. . aüch die noch 
recht grossen Entwicklungspotentiale innerhalb 
der bestehenden .Bauzone beigetragen.; Die 
Hauptrichtuhg der ÌEntwicHnng soll nacK innen 
erfolgen. Dagegen halten sich die Neuerschliès^ 
sungen von Baugebieten in Grenzen. Für die 
Wohnnutzung whd einzig die Räfiser Halde als 
grössere zusammenhängende Fläche 'neu ein-
gezont. Mit Ausnahme dés Gebietes südlich der 
Birkenau soll östhch der Bahnlinie kéine bauli­
che Nutzung yorgeséhen werden. . • , ' 

Die gewerblich-industrielle Nutzung soll sich 
anschliessend an das heutigé Industriegebiet in 
nördlicher Richtung entwickeln. 

Der Richtplan wird vom Gemeinderat 
genehinigt und anschhessend der Ver­
nehmlassung untersteht. Nach der Be­
rücksichtigung allfähiger Änderungs-
wühsche und Amegungen aus de;r̂  Be­
völkerung werden die Richtpläne erlas­
sen. Ehie Möglichkeit 'zur Einsprache 
ist nicht gegeben. 
Richtpläne haben wegweisenden Cha­
rakter und sind behördenverbindlich. 
Dagegen sind sie. fiir den Privaten nicht 
rechtsverbindlich.-



Übetsicht • über den Stand der Erschliessung 
gemäss Art. 21 der Raumplanungsvefordhuhg 
(Zonenplari vom 20. Dezember 1979 mit Ände­
rungen bis Ende 1990). 

Wie die nachfolgende; Übersicht zeigt, sind 
78^ der eingezpnten Wohn-, Wohn-Gewerbe-. 
und iternzonen überbaut.. Bei den. Zonen fiir 
Industrie und Gewerbe sind es knapp 64%. 
Von der. gesamten eingezopten .Fläche :sind 
'heute rund drei Viertel genutzt. . 

Nutz.ungs- Bauzonê  überbaut/" nicht 
klassen • (in ha) weitgehend überbaut 

überbaut (in, ha) 
( in. ha) (in %) 

. KA. , 11;y46 • 10,73 93,6- . 0,73 
KB • 3,16 . 2,86 • • 90,5 • 0,3, 
W2 . 87,86 69,0 78,5 18,86-,' 
w3 •; 2t ,'59 16,32 75,6 • ,,,5,27' .. 
wV • 26,05 ,16,24 • 62,3; '9,81 
HG2 23,27 18,08 77,7 5,19,̂  

• WG3 . 17,67 14., 64 82,9 3,03; 
WG4: : ;7'^''. , -6,97 93,3 0,5 •. • 

1.. Subtotal 198,53 154,84 . '78,0 43,69 

'gI3 ' • .. • 10̂ 07 ...7,12- 70,7 2,95 
GI.4 1,31 0,91 69,5 ,0,4 
.1 • 44,64 27,79 . 62,3 16i85. 

• 2.'Subtotal 56,02 , .35,82 • 63,9 ••20,'2' 

• •Zwischen- • 254,55 190,66• 74.9 63,89 ,• 
. total i .+ 2 

• Oe . 44,82 " 35(25' 78,7 : 9,57 : 

3.,..Subtotal ' 44,82 - • 35,25 ; 78,7 ; 9,57 , 

.Total Gem. 299,37 •225,91 75,5̂  ''73,46 ; 

• f t s II • \ - . II r~i 

Abgrenzung der Ortsbildschutzgebiete Alten­
doff und Stüdth. Ziel des Ortsbüdschützes ist 
die Erhaltung des Siédlungsgefugès und' nicht 
der benlcmalschutz. In solchen Gebieten wer­
den Um- und Neubauten nicht verhindert, aber 
es werden besondere Ansprüche an die gestal­
terische; Qualität gestellt. , 



2 .Unverwechselbares erhalten 
Schntzwirdiges.'schützen 

Jeder Ort. hat seinen Charakter und seine Ei­
genheiten, durch die er sich vön anderen Dör­
fern unterscheidet: Die bauhchen Elehiente, 
welche die Unverwechselbar keit und damit Teil 
der dörflichen Identität ausmachen, sollen er­
halten bleiben.. Wenn, wie irn Falle von Buchs, 
die tj'pischen Siedlungsteüe einfach und,.,un-
spektalculär sind, so sohen eben diese erhahen 
bleiben. Diese Grundhaltung widerspiegelt sich 
in der Ausweisung grosszügiger Ortsbüdschutz-
gehiete. Ihnen kommt die Aufgabe zu, die bau­
hche Entwicldung so zu lenken, dass der un­
verwechselbare Charakter der einzelnen Sied­
lungsteile erhalten bleibt. 

Ehie strengere Bestiniinung als der Ortsbüd­
schutz soh für' jene .Einzelbauten/angestrebt 
werden,, die irh kantonalen Inventar als Schutz-. 
Objekte enthalten sind. Für. diese Bauten bé-
steht der Schutz in einer niöglichst unge­
schmälerten ..Erhältung-.. Eine .Häufüng.solcher 
Bähten findet sich entlang dér St.Gallersttassé 
im.Beréich Wuef. ' ' , 

ERHALTEiMSWÈRtF BAUTEN. 

_ ZONEMßEfiRBJZUNö Z.5CHU1Z FOW 
5CHIJ05S U. STÄHm,. »ENßTO 

Geschlossene Häuserzeile auf der Nordsçite 
der Wiedenstrasse nüt praktisch voHständig in­
takten .Vorgârténi Das Stüdtli ist eine sOzialge-
schichthch bedéutsâme Arbeitèrbauern-Sied-
ïung des späten 19. Jahrhunderts. 

Foto: G. Mosimann 



3 Ünbebäiite Grundstücke häushälterisch, 
•: nutzen ' . , . ' • • • • , • 

In der Gemeinde Büchs bestellen yerschiedene 
grössere , üiiiiberbaute Gründstücke ' inmitten-
des .besiedelten Gebietes.' Deren Nutzung ist • 
teilweise' schwierig oder kann, durch einzelne 
Vörhaben bßiriahe verunniöghcht werden. Um ' 
dieses . Potential sinnvoll nutzen zu können, ist 
für diese innerörtlichen. Baugebiete die Erar-
beitung von Studien, Überbauungs-' oder Ge-
staltungsplänen erforderhch. Zeigt bereits die 
Studie, dass ein __bestirpmtes Vorhaben eine : 
sinnvohe spätere Überbauung nicht verhindert, 
kann auf die Überbäuungsplanpflicht verzichtet 
werden. . • 

Gebiete mit Überbauungsplanpfhcht im. Òrts-
teü Räfis. Mit dieser Massnahme soh eine 
möglichst sinnvohe Nutzung dès Idiappen Bo­
dens gewährleistet werden. ' 

ûffilETE, IN OEMEN- EINE SlüDiF, EIN • 
ÜEßE[̂ DAUUNCi5 - Û DER ÜESTALTUNßS-
PLÂH ÇRFOKDERLICH IST. ' 

Komm ^AüTiXmn Hir E N T - -
spRKHENDEN A U F L A G E N . . 



H i l W c l î t p l a i î V e ï k e l î 

" p c l t p l a n S i e i M m g e n d • 

V e r k é l i r . " A i i s s a g e i i - z e m . 

Le' 

Im Verkehrsrichtplan finden auch die konzep-
tioneüen Aussagen zum Fuss- und Radwegnetz. 
.Eingang, die in einer früheren Elanungsphase. 
erarbeitet wurden. :. 

vom Dttrchgangs- nnäS' 
•. SiedltìngsgèMet feralalteii 

Soweh dies unter den gegebenen Bedingungen 
überhaupt möghch ist, soh . dei: Durchgangs­
und Schwerverkehr möghchst von den 
Siedlungsgebieten ferngehahen, werden. Auf 
der Achse Churerstrasse-St.Gaherstrasse 
bestehen keine reahstischeri Möghchkehen, 

diesen Grundsatz umzusetzen. Dagegen lässt 
sich der OstTWest Verkehr teilweise auf andere 
Achsen verlagern. M h . der Heldau- pnd 
Rheinaustrasse-. - besteht bèreits. . eine 
Südurnfahrung. Im Norden soh eme ähnliche 

. Lösung angestrebt Vierden, Hierfür eine eigene 
Strasse zu bauen, " lässt sich nach heutigen 
;Erkeimtnissen ' allerdings nicht rechtfertigen 
und wäre für die Gemeinde auch zu kostspielig. 
Die dafür vorgesehene Längäulistrasse erfüllt 
aber eiüe Reihe weiterer Fuülctionen. ' Sie 
erschhesst. das Industriegebiet, die grossen 
Schulen, die-.Kehrichtyerwertungsanlage (KVA) 
und Idïnftig auch das Dienstleistungszentrum 
der Bahn (Cargo Service Center; CSC). Gelingt 
es, diese Strasse sinnvoü. an die Autobahn 
anzubinden, kann sie auch die Funlction einer 
Nordurnfahrüng übernehmen. . .. 

VERHlNDEgie TAHRÜKCriUlNOiaKEITEN 
ZUR VERBE5SER.UNfi I)£5 IfERKEriRSAB" 
1AIÌF5 UND M EKHöHl/Hü S E K 
V£RKEHR5SlCHeRilElf 

3 Q D L , 2 E N T R U H S Ü M F A H R I I N & . . 
H E L P A U S T R A S S E - R H E I N A U S T R A ^ 

( B C T E N D ) \ 

CiSAmmcm VERKMOPFUINÛ P E U 
Z E H T R U M S T E I L E M U N H O f S T R A S S E / , 
R F R U N D G U T Q B E R D i E C H U p & R S m s S E 

PFÖRTIiERBEREiCtlE ÖßERÜANa 
I H N E R O R T S ^ A U S S E R O R T S . - • 

• DlRCfCTE ERSCHUESSUH6 
I N D U S T R I E / C S C / 5 C H U L E H / K \ / A 
KDNFTlGjE NORDUMFAHRUNGi 

D I R E K T E ANBiNDUNû D E R 
LANCiÄULlSTRASSE' A N DEM 
A I I T Û 3 A H N A K S C H L U S S ( R I C H T P L A N ) 



2 Mehr Vericehrssicherheît auf 
• Innerorts-Haiiiptstrasseii' . 

In einer Maclibarkeits-Stiidie aus dem Jatire 
1988 wurden .die verschiédenen Varianten zur 
Erschliessung des Industriegebietes, und des 
kiinftigen .CSC-Areals ' geptüft. Am,, besten 
schnitt dabei jene Erschhessungsvariante ab, 
welche die Langäuhsträsse. direkt ah ;den Auto-
bahnanschlüss anbindet In. der Zwischenzeit;, 
wurde nüttels einer Bauhnie der fiir einen künf­
tigen Anschluss notwendige Rahm gesichert. 

Mit der Annahme des Kredits für den. 
Ausbau, .dër Langäuliuntefführuhg 
durch die Bürgerschaft, im Jahre 1991. 
hat die Gèmeinde den ersten Schritt zur 
Reahsierung dieser Erschliessüngs- und • 
Umfahrungsstrasse .gemacht. Im De- .' 
zèmber 1991 sicherte die Generaldirek­
tion der S B B den Ausbaü des CSC und 
damit ihren Beitrag zur Langäuliunter-
. führung zü. In der Mai-Session hat auch 
dér grosse Rat den Kredit fiir den Bei­
trag des Kàntoiis gesprochen. 

Durch geeignete Massnahmen sph der Ver-
kehrsablauf äuf den inneröftlichen HauptStras-
seh bèruhigt werden. Ziel dieser Massnahnien 
ist eine Erhöhung der Sicherheit, insbesondere 

. für .die nichtmoforisierten Verkehrsfeünehmer, 
bei gleichzeitiger Reduktion des SchadstOffäus-
stosses und . der ..Lärniemissionen. \Wiè der 
Lärmbeilastungskatäster aufzeigt, sind solche 
Massnahnien auf einzelnen Abschnitten (z.B. 
der Rheinstrasse und dei; St.Gâllèrstfasse) 
zwingend.. Auf diesen Strassen ist der- Kanton 
füi: die. Lärmsanierüng zuständig: Ein Mass-
nahinenpaket, welches .die'. Aussagen .des 
Verkehrsrichtplanes • . im -.wesentlichen' 
unterstützt, liegt ' gegènwârtig beim Bundesarht 
fiir Uniwelt, Wald und Landschaft (BUWAL) 
zur Vorprüfung. 

Welche Massnahmen :àn einem , bè-: 
stimihten Ort konkret ergriffen werden 
sollen, ist weder Gegenstand der Richt­
planung noch des SanierüngSprogram-
mes. Die Planungsinstnimente äussern 
sich hauptsächhch zu deh Gründsätzen: 

- Ausbildung von Pförtnerbereichenj 
; um die Einfahrt in deh beruhigten 

Bereich auch optisch sichtbar zu ma-
.-'chen. ^ :.\ ' • 

- Gestaltung des Strassenraumes mit­
tels Alleen (z.B. entlang , der neuen 

. Ûbérbauung.Migros-Vögele). : 

- Errichtüng-von Mittelinseln . zur Er-
höhüüg der Vèrkéhrssicherheit. ; 

- Genereh tiefere,-. signalisierte, Gè-
. schvwndigkeit. • ' . . . ' 

Zwei:.Projekte auf Gebiet der Gemein­
de Buchs -' die .Kreuzungen Langäuli-
strasse-Haägerstrasse und Rh'einaü-
strasse-Churersfrasse - sind baureif. Ih­
re Reahsierung scheiterte vorerst an 
den Kürzungen^ der Bundessubventi­
onen. 



3 Attrattive Verbindungen für Fussgänger' 
'una'Radfahrer, : • - . ' • 

Für Fussgänger und Radfahrer' sihd Verbin-
. düngen dann attraktiv, wenn sie möglichst di-
rekt und gleichzeitig sicher sind. Im allgemei-, 
nen gibt eS in Buchs viele solche Verbindungen. 
Neuralgische Stellen bestehen an -den ICreu-
zungspunlctenmit den Hauptstrassen oder im 
Bereich von Schulhäusern. Das Schwergewicht 
der Sanierungen muss also hier liegen. Fiir den 
nichtmotorisierten Verkehrsteilnehmer unan­
genehme Überquerungen der Haui)tStrg.ssê' er--
geben sich etwa beim Gätterli, bei der Kreu­
zung' Rheinaustrasse-Saarstrasse öder. beim 
Rathaus. Für die Beseitigung der problemati­
schen Bereiche äuf den Hauptstrassen ist der 
Kanton zuständig. Entsprechend lange ist. der 
Realisierungsweg. ;• 

4 Gezielte .Verbesserungen beim 
, öffentlichen Verkehr 

Auch aüf dem Sektor des öffenthchen Verkehrs 
ist die Gemeinde allein kaum-handlungsfähig. 
Mit der von der Bürgerschaft im Jahre 1987 ge­
sprochenen Defizitgarantie an die . Verkehrsbe­
triebe Büchs wurde bereits schon vor Erarbei­
tung des Richtplanes eih Schritt in die richtige 
Richtung gemacht. Künftige Angebotsverbesse­

rungen müssen, aber eher auf regionaler Basis 
gelöst werden. Im . Vorstand der Regionälpla­
nung' werden gegenwärtig Möglichkeiten zur 
Verbesserung' des öffentlichen Regionalver­
kehrs diskutiert.. Im Vordergrund steht die Er­
weiterung des Bus-Angebotes, von dem auch 
die Buchser Bevölkerung profitieren -würde. 

Ini Növember 1988 wurde als Grund­
lage' für die Verkehrsplanung eine 
Kundenunifrage durchgeführt. Die Aus­
wertung der Befragung deckte einige 
interessante Ergebnisseauf: 

hERKüMFT DER KUNDEN: 

mcmi 'viVk , • .•' 

A U M R T I G I E 5 3 , 2 % ' 

VERi<EHî SP!ITTEL-.! 

-AÜTö 'Oil>%: . , -
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V E R K E H R S H I Ï Ï E L B U C H S E R : 
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VERKEHRS H l?E.L AuSMÄ1̂TlCiE ; 

A U T O l l b % 

om AUTO 
T O T A L KUHDEN i 3 2 5 0 BmA&n 
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5 .Verkeirsfiilirnng im Zentrum 

Das Zentrum soll fussgängeTfreundlicher wer­
den. Der Verkehrsriçlifplan sieht deshalb ein 
verkehrsarmes' Zentmin vor. Um dies zu errei­
chen, soll der Durchgangsverkehr ferngehalten 
und der Verkehr, in Ost-West-Richtung unter­
brochen werden. Zwar kann das Zentrum- auch 
künftig mit dem.Àuto erreicht werden, doch 
muSs es der Aütofahrer in der. Regel in, dersel­
ben Richtung wieder verlassen. Dagegen ist das 

Grundidee def künftigen Verkehrsführung im • 
Zentrum ist. die Ünterbrechung des Durch­
gangsverkehrs in Ost-West-Richtüng. Voraus­
setzung hierfür ist der/direkte Anschluss der 
Langäulistrasse an die Autobahn. 

Zentrum in nord-südlicher Richtung, auch wei­
terhin durchlässig. . • 

Damit dieses Konzept keinen unerwünschten 
Ausweichsverkehr erzeugt, sind, in den zen-

. trumsnahen Bereichen flanlderende Massnah­
nien erforderlich.. . ' / • 

'Der Vorteil dieses Konzepts liegt darin, dass 
der, Verkehr auch künftig über das béstehende 
Sfrasseirnetz abgewickelt werden kann und die 
Massnahmen sich schrittweise uinsetzen lassen. 

Alle guten Grundsätze sind in der Welt schon 
vorhanden, was fehlt ist deren Anwendung. 

Blaise Pascal; Pensées . / • . . • . ; 

6 .Pârkièrung': • . . 

Der Richtplan lünimt. auch zur Parkplatzfrage 
Stellung, .wóbéi zwischen einzelnen Siedlungs­
gebieten unterschieden Werden muss. Ausser­
halb des Zentrums wird die bisherige .Praxis der 
Bereitstellung von • Parkplätzen nürr unwe-
senthch geändert. Im Laufe der Planungsar­
beiten zeigte sich, dass vor allem die Mehrfa-
mihenhausquartieire der 50er: und 60er Jahre 
hihsichthch Parlderung gewisse Probleme auf-

. geben, \veil der heutige Parkplatzbedarf in der 
Regel nicht abgedeckt werden kann. Damit der 
Verlust der hier MÜchtigeh Grünflächen in 
Grenzen gehalten werden kann, -wurden Mög­
hchkeiten ^ r nachträgÜchen Erweiterung der 
Parkplätze aufgezeigt, die dein Bauherren als 
Empfehlung abgegeben werdeh. . . 

Wird das Ziel eines verkehrsarnien und gestal­
terisch attraktiven Zentrums angestrebt, bleibt 
dies nicht ohne Auswirkungen auf das Park­
platzangebot. Mittelfristig muss davon ausge­
gangen, werden, dass sich die Zahl der Park­
plätze eher verringert. Hierfür sprechen fol-, 
agende Tatsachen: 

- Heüte uniiberbaute Grundstücke, die als 
Parkplätze zur Verfügung stehen, werden 
überbaut (z.B. Parkplatz Jelmoli oder Areal 

•-Bahnhöfli); ; . ' : • 

- In .der Regel sind die Bauherreh nicht i n der 
Lage; diese Parkplätze voUumfänghch in ei­
ner unterirdischen Anlage zu ersetzen.. 



- Die Zahl der Parlcplätze niüiint auch im Ver­
gleich zur realisierten NutziEläche ab; Diese 
Tendenz lässt sich, bei den rneisten der in 
neuerer Zeit bewilhgten Bauvorhaben verfoh 

.'gen. • • 

- Schhesshch fällen einige oberirdische Park­
platze auch zugünsfen einer besseren Gestal­
tung der Hauptstrassenzüge im Zentrum 
(Bahrdiofstrasse, Grünaustrasse) weg. 

Uni einen massvollen Parlqplatzbedarf dennoch 
befriedigen zu können, schlägt der Verkehrs­
richtplan die Erstellung von Parkplätzen ani 
Rande des Zentrums vor. Hierfüi" in Frage 
kommt yor allem ;jdie Rondelle. Auf der West­
seite des Zentrums; besteht ein solches Park­
platzangebot, auf privatem Grund bei der Mi­
gros. Mit der geplanten Überbauung Pfrundgut 
wird das Angebot wesentlich vergrössert. 

Gémâss einer Grundlagenerhebung 
zum Verkehrsrichtpian aus dem Jahre 
1988 sind; im Zentrum von Buchs (Be­
grenzung gemäss nebenstehender Ab-
lüdung) gut 1400 öffentlich zugänghche 
Parlcplätze vorhanden; , 

Mh der Annahme des Budgets 1992 bat 
die Bürgerschaft auch einein Planungs-
Icredit voh Fr.-SO'dOÖ zugestimmt, wei-. 
eher dazu dienen soll, die _ Bereitstellung 
von. weiteren Parlcplätzen bei der Ron­
delle vofalizutreiben. ' ,. • 



Içlitplaiî .ZentreiM 1 GescMossene Zéilenbebaiiipinig zwischen 

ÏDer Richtplan .Zentrum kann als Teiiberçich 
des Richtplanes ; Siedlung, aufgefasst werden. 
Gegenüber diesem ünterscheidet er sich durch 
einen höheren Detaüherüngsgradi Basis für den 
Richtplan Zentrum büdet das Wettbewerbser­
gebnis .von 1990 (vgl. "Buchs alctueir. Nr. 11), 
das zum Ixitbildentwurf führte. Diesér wurde 
nach einer ^ ersten Vernehmlassungsrunde im 
Frühjahr 1991 zur yprhegendeh Fassung wei­
terentwickelt; Dabei konnten verschiedene An- , 
regp.ngen und Anliegen aus der Bévôlkeruhg 
-und seitens der dhekt Béfroffenen beriicksich-
tigtWerden.'. • , ' ; '• 

Ëin lebendiges .Zentrurh fnuss auf verschiedene 
Entwicldungstendenzen reagieren können und 
Spielraum , nir Gestaltung und Nutzung anbie--
ten. Diésém- Gfundaihiegen Rechnung tragende 
werden im Richtplàn Zentrüin dié 'Vorgaben. 
formuliert, welche eine ..chärakte.rvbüe Enf-
wicldüng begünstigen; und dies sowohl géstahe-
.risch wié- hinsichtlich der' Nutzung. Die' einzel­
nen Bauvorhaben erfüüen .die Aufgäbe eines' 
Mòsahcsteins. Aus ihrem Züsammenwirken soh 
im Laufe der Zeit ein unverwechselbares Dorf­
bild'entstehen,- welches die zéntrale Funktion 
dieses Dörfteiles auch gestalterisch ünterstützt. 
Von ebenso grosser Bedeutung ist jedoch das 
Erreichen, einer für die Ahgerneinheit wié für. 
den Privaten shinvollen ; Nutzungsdichte im 
Zentfufn. Der Richtplan Zentrum zeigt auf, wie 
die städtebauliche Struktur organisiert werdén 
müss, damit eine hohe Nutzung aüch weiterhin 
verträglich r.ealisiéft werden kann. 

Ifn Gebiet zwischen Grünau- und Bähnhof­
strasse sieiht der'Richtplan Zentrani eine, Zei­
lenbebauung (geschlossene Baukörper parallel 
zur. Strasse) vor. Entlang dér Querstrassen, kön­
nen diese Zehen nach Bédarf geschlossen wer­
den. Mit Rücksicht auf . die schmalen Querver­
bindungen weisen diese Baulcörper allerdings 
weniger; Geschosse aüf uüd springen etwas zu­
rück.- :' . -

Die Regelbäüweise ist geschlossen. Nur in be-, 
gründeten Ausnahmen (z.B. bei, unzuinutbarér 
Beeinträchtigüng der Wöhnqualität) muss ein. 
Bauherr künftig gegenüber dem ost- und west­
seitigen Nachbarn einen Grenzabständ einhal­
ten. Neu; vidrd eine Bautiefe festgelegt: Das 
Erdgeschöss. darf, durchgehend überbaut wér-
dçn. Vérkaufslâden, die eine grosse Grundflä-
ché benôtigén, sollen vör ahém in diesem Be­
reich angesiedelt werden.;. ..'. , ' 

Der Richtplàn Zentrum sieht, enüang der 
Bahnhof- und'Grünaüstrasse eine geschlossene 
Zeüenbebaüung vör. Dér dazwischenliegende 
Hof kann: eingeschossig überbaut werden. Aü-
fälhge Verbindungeh entlang der. Querstfassen 
sind nur dreigésçhossig und springen urn 3rn zu-
xiiclL •"• •. '/ • ••' 



2 Einzelbaiiteii- auf der Nordseite der 
• Bähnhofstrasse nnd anf der Südseite ' , ' 
, der Grünaustrasse: . ^ . 

Hier wird die aufgrund der Realität sicli ab­
zeichnende Bebauung mit einzeinen...Baukör--
pern übernominen. Die wichtigsten Änderun-
gen bestehen darin, dass . einzelne Massé (Ge- ' 
bäudelänge und Gebäudetiefe) festgelegt, wer-. 
den,, Gegenüber der heutigen Regelung wird • 
der Grenzabständ. zwischén den Einzelbä.uten. 
um 2m erhöht: :. . • " 

• .3 •Anfgelpckerte Zentrunisrändei'. • • .'• • • 

Den Zentrumsrände'rn konunt die/wichtige. 
Aufgabe" zu, gestalterisch den Übergang zu den 
anschliesséndén Wohn-- und Wohhgéwerbezo-
nen herzustellen. Dies drückt sich in einer ge-
fingeren Gebäüdehöhe aus. Ih der. Länge über-

. üehnien die Baukörper dieser Gebiete die 
Masse der Bahnhöfstrasse, sind aber weniger 

; tief; Gewerbhche-Nutzung ist möglich, doch ist 
ein hoher Wöhrianteil erwünscht. Dies drückt 
sich "auch in ' der Ausscheidung grösszügiger 
Grünbereiche aus. . . ' 

Auf der Nordseite .der Bahiüiof- und dér Süd-
séhe der Grünaustrasse sind nach Regelbäü­
weise grosszügige, einzelne Baukörpef vorgese­
hen.. Mit den rüclcwärts daran anschhessehden 
länghchen.B'auten wird der Übergang des Zen-

, trums zu den angrenzenden Wöhn- uhd Wohh-
gewérbezonen eingeleitet. • . • 
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4 Weitere Aussagen des McMplanes. Zeatram .. 

Der Richtplan Zentrum enthäh wehere Vor­
stellungen zur Entwicldung des Plangebietes: 

- Er schlägt vor, wo nach Möghchkeit Plätze 
öder , Strässenausweitungen erreicht werden 
sollten. 

- Er enthäh ahgemeine Hinweise zur Grünge­
staltung. , ' 

- Er schlägt vor, wie arphitektoihsche Probleme 
(z.B. Arkaden, Vprdâcher, Hausdâchèr) ge­
löst werden sohen.. 

Die, Aussagen des- Richtplanes beziehen sich-
auf die .Regelbauwèîse. ' In',. Einzelfällen -kann 
mittels eines Überbauüpgsplanes von der Rcr 
gelb.auweise abgewichen werden, wenn dadurch 
gesamthaft eine bessere Lösung realisiert wer­
den kann. 

• • Fragen der Betroffenen = Antworten der 
„Behörde 

Ist der Richtplan für den Einzelnen.ver-
bhadlich? ' \ 

Nßin, der Richtplan ist behördenverbind-
, lieh. Für den Besitzer, ist das Baüregle­

ment massgebend. In diesem finden Je­
doch die richtplarierischen Aussagen (z.B. 
in Pom} von. Gebäudelängen und Gebäü-
detiefén) Eingäng. 

Muss';die . Bausubstanz-, die nicht dem 
Richtplan entspricht abgerissen ,und 
richtplangerecht aufgebaut werden? 

Nein, weder Richtplan noch Bäuregle-• 
ment können ' den Liegenschaftenbesitzer 
dazu verpflichten, einen Neubau zu er-. 

. stellen. • '• 

Muss' im Fälle .einer Renovation der 
Bau an den .Richtplàn ,bzw. das neue 
Baureglement angepasst werden? 

Im Baugesetz (Art. 77bis) ist die Be-
. Standesgarantie verankert, welche den 
Bestand und die Erneuerung zonenfrem-
derBauten und Anlägen gewährleistet. 

Wann werden' also Richtplan und Bau­
reglement wirksam? 

: Werin Neubauten erstellt oder bestehende 
Bauten so stark verändert werden, dass 
der Umbau einem Neubau gleichgesetzt 
werden muss. 
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ticltplan Natur pnd 

Der Richtplan Natur; und Landschaft gibt 
zunächst Auskunft üher jene Flächen und Ge­
biete, denen aus der Sicht des. Natur- oder 
Landschaftsschutzes, eine besondere Bedeutung-
zukomnit. Danht ihre längerfristige Erhaltung 
sichergesteht ist,, sind oft. Nutzungsbeschrän-
laingen angezeigt. Diese können in-einer Ex-
fensivierung oder. in der z\vingenden Fortfüh­
rung einer bisher. sinnvoHen Nutzung und 
Pflege bestehen. • Da . diese Beschränldihgen 
verbindhch geregelt,vi^erden miisseh,. erscheinen 
die entsprechenden Flachen ,i auch in der 
Schutzverordnung (SVÖ).' 

.Die geschiitzten Bereiche .bilden'das Rückgrat 
einer auf die Erhaltung der Tier- und Pflanzen­
welt . • abzielenden Landschaftsnutzung-. Die ' 
wichtigsten dafür in der Gemeinde Buchs in 
Frage kommenden Gebiete sind der Rhein­
damm (Innenseite), der Auwald Ceres in Ver­
bindung nht' der Wiesenfurt, das .Àfrika-See-. 
lein, das Räfiser Holz sowie, ein Feuchtgebiet 
unterhalb des Kurhaüses. 

Der Ahvî ald Ceres ist.aufgrund seiner Grösse 
und seiner Baumartenzusanunensetzung einer 
der bedeutendsten Wälder hi' den Tallagen der 
Region. • ' . 

• • ' , "• Foto:.H. Schlegel 
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2 Qualitäten-fördern und^Konffik^^ , 

Mit der Revision des Natur- und Heimat-
schutzgesetzes im Jahre 1987 wurde den Be­
hörden der Auftrag erteüt, für den ökologi­
schen Ausgleich innerhalb und ausserhalb, der 
Siedlung zu sorgen. Damit hat der Gesetzgeher 
die Erhaltung' der Natur aüch ausserhalb der 
eigentlichen Naturschutzgebiete zur Aufgabe-
erldärt.-Ini Richtplan Natur und Landschaft un-• 
serer Geriieinde vrardeh daher auch jene Berel-
che aufgezeigt, die bei einer sachgerechten 
Nutzung und Pflege für die Erhaltung der Na­
tur eingesetzt werden könnten. Es sind dies. z.B. 
die vielen Bachbprde, die^gfossen ungenutzten 
Rasenflächen in der Unigebung von; Schulhäu-
sern oder die Bahnböschungen. Diese Flächen 
unter Schutz, zu stellen wäre-weder sinnvoH, ' 
noch ist diejs reschtlich. möglich. Um. das- ge­
wünschte Ziel dennoch zu'erreichen, sind daher 
andere• Massnahnien notwendig, étwa der Er-, 
lass von Weisungen oder , der Abschluss von 
Bewiftschaftüngsverträgen. Mit der Ahnahme 
des kantonalen Gesetzes über die Abgeltung 
ökologischer Leistungen im Herbst 1991 und-
dem Erlass der dazugehörigen Verordnung sind 
die Gründlagen hierfür geschaffen worden. 

Das Gebiet Afrhca steht bereits unter Schutz. In 
seiner heutigen Form bietet es der Tier- und 
Pflanzenwelt ähnliche, Bedingungen an, wie sie 
vor der Korrektür des Rheins im Bèreiph des 
Flusses anzutreffen waren. Das Natürschutzge-
biet soll um den südhch, anschhesSenden Föh-
renwald erweitert werden. '̂  

Foto: H. Schlegel 



Das genannte ' kantonale Gesetz erlaubt es 
Icünftig auch,,bisher landwirtschaftlich genutzte 
Bereiche, etwa einzelne Randstreifen entlang 
von Äckern óder Wiesen, auf dem Wege einer 
. Vereinbarung in. den Dienst der Natuferhal-
tung zu stehen. Im Richtplan ist festgéhahen, 
wo solche Massnahmen erwünscht sind.. 

Die Massnahihenbereiche "Qualitäten fördern 
und Konflikte abbauen" sowie. "Neue Quahtä­
ten schaffen" bezwecken die Vernetzung der 
isoliert in der Landschaft hegenden Natur­
schutzgebiete miteinander. .. 

Ein in der genutzten Landschaft, häufiger Kon­
flikt ist. der .Verlust an Säumen. Im Fahe einer 
schonenden Nutzung köiinen sie sich zu arten­
reichen Biotopen entwickeln. -

. , V Foto: H. Schlegel 



Die nebenstehende Darstellung zeigt schema­
tisch auf, wie Wegränder, Bachborde und Hek-
ken zusammen rnit einzelnen Schutzzonen, ein 
vernetztes Systefn; bilden können. 
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Der Beweis für'die Güte des Puddings, findet 
sichim.Essen,'nicht im Kochbüch. . .. 

.'Aldoes Huxley 

.Bäs.neiie Baiireglemeiit • 
Das -Bàufeglemént bildet ziisanunen mit dem 
Zonenplan eine Einheit und enthält alle im Zu-
sanmienhang -nht dein Bauen rechtsverbindh-
chen Vorschriften. Es regelt aber auch die 

. nachbarrechthchen Bestirnmungen des öffenth­
chen Rechts. Im éinzeînèn ghedert sich das 
Bauregleruent in folgende Teile:. • , . 

- Ahgemeine Bestinunungen zum. Geltungsbe­
reich, zur Zielsetzung und zur Zuständigkeit 

- Planuhgsnhttel und Verfahren bei Richtplä-
nungen " . • . , , 

- Zweckbestimmung der einzelnen Zonen und . 
Vorschrhten zur Regelbauweise 

-Allgemeine Planungsvorschriften'für die Er­
stellung voh Bauten und Anlagen 

, -Vorschriften zur Baiuausfiihrang und Bau-." 
kohtrbüe : • 

- Verfahrensvorschriffen • - . ' -

•• Das neue .Baureglement weist im Vergleich 
zum gegenwärtig noch rechtskräftigen weniger 
Artikel auf, Auf die/Wiederholuiig von Be--
stimmungen des- kantonalen .Gesetzes wurde. 
bewusst verzichtet. Im neuen' Baüreglement 
ni.cht mehr enthalten sind die Aussagen des Na-
tùr- ünd Heimatschutzes sowie der Parlderung. 
Beide Sächbereiche werden in gesonderten Re-
glementen (Schutzverordnung bzw. Parkplatz­
reglement) behandelt. . 

Materieü vOn besonderer Bedeutung sind in er­
ster Linie die Erhöhung der Ausnützungsziffer 

vin den einzelnen Zonen, die Vériingérung der 
' Grenzabsfände in den neueren Wohnzonen 
(W2) sowie die neüen Bestimmürigen zur Re­
gelbauweise im. Zentrum. 



B.er iîeiié Zoneiijilaiii,. 

Der neue: Zonenplan bestätigt in den, meisten 
Bereichen die : Planung von 1979. Die ' vŝ esent-
lichsten Änderungen können'wie folgt zusapi-
mengefasst werden: . 

- Zuweisung von „ bisher im übrigen Gefnein-; 
degebiet Hegenden Flächeii in die • •Landwirt­
schaftszone. Davon: betroffen sind das ganze,. 
Berggebiet und . der Hangfuss im Bereich Sax-> ' 
Rieth - Fiat. Diese gesetzhch verlangte E ì u z o t 

nung war Auslöser für die .Revision der Orts­
planung..: ' . ~ 

- Ümzonung von.stark lärmbelasteten. Liegen­
schaften an der Chprer- und Rheinaustrasse 
von der Wohnzohe in die .Wohn-Gewerbe-

• .zone. ' •• ' . ' 

- Einzönung d.ér Räfiser Halde gemäss Volks-
entscheid aus dem Jahre 1987. . •. . 

- Umzomng einer grösseren Wohnzone südlich 
des Fröhlweges in die Landwirtschaftszone. ^ 

- Zuweisung der Altbausubstanz Altendprf und 
Wäsehweg. in. die Wohn-ßewerbezohe 2 an­
stelle der bishefigen'Wohnzone., 

- Umzonung des bisher noch nicht überbauten 
Gebietes zwischen Braimensfrasse und Wet­
tibach von der Wohnzone 4 .in die Wohn-
Gewerbezone 4. . 

. -- Die Umsetzung des Richtplanes Zentrum hat ' 
zur Folge, dass die bisherige Kemzöne A in 
eine innere und zwei, äüssere Kernzonen un-

. terteilt wird. .Die Grenzen verlaufen nördhch 
' der Bahnhof-bzw. südlich der Grünaustrasse 
. ungefähr paralleh zu diesen.. Strassenzügen 
nhtten durch das Planungsgebiet. 

. '-Die südlich an die Langäuhsträsse anschhes-

. : ' sende; Fläche wird neu' als Wohn-Gewerbezöne 
4 ausgewiesen.. • 



Vor allem entlang stark belasteter Strassenzüge 
werden bestehende Wohnzonen neu„der Wohn-
Géwerbezóne zugewiesen. 

Die grosse Landwirtschaftsfläche in der Bild­
mitte wird aus der Bauzone entlassen und der 

. Ländwirtschaftszone zugewiesen. 

- - ,fJÎ ^ . .1 IS i'.v,- L 
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Foto: G. Mosimaim 



Bie Sdiuiteverordiraiii 

Die vorKegende Schutzverordnung. ist ein, ei­
genständiges rechtsverbindhches Instrument. 
Es regelt den Schutz ifür alle Formen von 
Schutzgebieten und Schutzgegenständen. ' Dazu 
gehören der Ortsbüdschutz ünd der Schutz von 
Einzelbauten sowie . der Natur-," Landschafts­
und Naturdenlcmalschutz. , / / 

Die SchützvefOrdnung ist für . den Privaten ver­
bindlich. : ... . : 

Die allgemeinen Bestinünungen beziehen. sich 
aüf den Geltungsbereich, die Wirkung und den., 
Umgebungsschutz. 

In einem zweiten Äbschrütt sind die Schützbe-.^ 
Stimmungen für die einzelnen Kategorien auf­
geführt,'und im dritten Abschiütt ist der Voll­
zuggeregelt.; ' •' . : • •; • ,. • 

per Schutzverordnung ist ein Plan beigestellt, 
aus deni' die Abgrenzungen und die Lage der 
einzelnen Schutzgebiete ersichtlich sind.. 

Aüffällig sind die .grosszügig ausgewiesenen 
Ortsbüdschutzgebiete. Sie ' umfassen •, im we­
sentlichen die alten Siedlungsteile voh Buchs, 
Räfis uhd Bürgeraü. In deh Ortsbildschutzge-; 
bieten muss der Bauherr Idinftig minimale, der 
entsprechenden Situation angepasste Anforde­
rungen bezüghch Gestaltung erfüllen (u.a. Ein­
haltung der Proportionen und der Massstäb­
hchkeit oder bestinunter Dachformen). Die 
hauhche Entwicklung dieser Gebiete ist somit 
gewährleistet, ohne dass der erhaltenswerte 
.Charakter zerstört wird.. Vor ahem wird damit 
aber auch umschrieben, dass im Interesse des 
Ortsbüdschützes yon den Bestimmüngen des 
B.auregleinentes abgewichen werden kann (z.B. 
Ünterschreitung des S.trassenabStandes).. Der 
Ortsbüdschutz kann sich für den Bauwilhgen 

, also auch auszahlen, indem er dessen Planuhgs-
spielraum vergrössert. 

Eine stärkere Einschränlomg für den Besitzer 
stellt dagegen die Einstufung seines Hauses als 
Kulturobjekt dar. Diese müssen erhalten wer­
den, und auch im; Fahe der Erneuerung sind die 
denlcrnalpflegerischen Bestimmungen einzuhal­
ten. . • • , 

'' .1..) lim 

• • ' 1 • • .-: =V !• -Jcffl 
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Èl'ff 

Zwei Beispiele schützenswerter Bauten in der 
Gemeinde Buchs. Oben: Altes Rathaus; unten: 
Villa Guardarnunt an der Churerstrasse. ; 

. ' • , . Fotos: G. Mosimann 
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Die für den Naturschutz bedéutsaineii Gebiete, 
- Naturschützgebiete ünd Lebensräume ; be­
drohter ' Arten - Hegen • enyartungsgemäss 
zwischen Binneiücanal und Rhein sOwie. am 
Berg. Dies trifft auch für die' Landschafts­
schützgebiete zu. 

Eines : der landschafthch schönsten und ökolo- , 
gisch wertvohsteh Gebiete in- unserer' Ge­
meinde befindet sich arü Buchserberg, im Be­
reich Guscha - Guggi. Das Kerngebiet besteht 
aus dem regionär bedéutsamén Hängried 
Feldmann. ' ' -

•- Foto: H. Schlegel, 

Konsequenzen des Sclintzes-für 

die einzelnen Schntzformen 

Der Naturschutz ist 
die Hauptnutzung. Sofern eine andere 
Nutzung erlaubt oder erwünscht ist, hat sie 
sich, den Zielen des Naturschutzes unter-
ziuordneu; • 

Lebettsränme: Iht Schutz bezweckt die-
Vermeidung yon Störungen der Tier- und 
Pflanzenwelt, "die über eine den Anfor­
derungen, der Wald-, Flur- Und Arterhältung 
angepasste land- und forstwirtschaftliche 
Grundnutzung - hinausgehen." Die Gruhd-
nützung, in diesen Gebieten ist die Land-
oder che Forstwirtschaft, und nicht der 

Naturschutz. Für die Lebensräume gelten, 
stets auch die Ziele dés Landschafts­
schutzes.'' • 
LandsclaftssctafzgeMet: ,Iin "Vordergrund • 
steht die Erhaltung des Lândsçh.aftsbildes. 
Die Elemente, welche den Wert . der 
Landschaft ausmachen • (z.B. : Bäche, 
Hecken, schöne . Waldränder, alte 
Einzelbäume) müssen . erhalten bleiben. 
Aufgrund ihres Stmkturreichtums sind die 
Landschaftsschutzgebiete zumeist auch für' 
die Tier- und Pflanzenwelt von erhöhter 
Bedeutung, . • 

(Angaben gemäss Kreisschreiben des Bau- .' 
departeinehtes vom 8.1.1991). 



• ' V • • * • • -

Bâ§ Parkplatereglement 

Ein drittes, rechtsyerbindlicltes Instrument, bil-. 
det das Parlq)latzreglement. ' 

- Es legt die Grundlagen für die Berechnüng 
der erforderlicben Parlcplätze fest. Eine^wicli-
tige Neuerung besteht darin^ dass ün Zentrum, 
die notwendige Parlcplatzzahl tiefer angesetzt 
wird als. in den weniger güt erschlossenen Ge­
bieten. 

- Es enthält die Bestinunungen, wie die Parlc­
plätze zu bauen sind. • 

- Es regelt die Auslösung der Parlcplätze und 
die Verwendung, der damit eingenommenen 
Mittel. • • ; - , . . ^ 

- Es schafft die Rechtsgrundlage, um nach Be­
darf auch die Abgaben für "Laternengaragen" 
einfordern zü könhen. . "' y. 

Wie, geht es mit.der Plaimii: 
weiter? • ' , • • .̂ 

Mit diesem "Buchs aktuell' wird in Form einer 
Vernehinlassung' das Mitwirlcungsverfahren er­
öffnet. Während 20 Tagen haben^;alle .Bürge­
finnen und Bürger sowie'Organisa.tionen, Pai-
. teien,. Betriebe usw. die Möglichkeit, zum vor­
liegenden Planungspaket Stehuhg zu nehmen. ' 

Nach Ablauf der. Verhehnilassüngsfrist werden 
die eingègangeneh Stellungnahmen äusgewer-
tet. Die Planung wird im Lichte, dieser Wün­
sche und Amegungen nochmals überprüft uüd 
allenfalls geändert. ' • . , . • 

, Nach, der Bereinigung der Réglemente und 
Plähe findet die öffentliche Auflage gemäss 
Art. 29" BauG statt. Einspracheberechtigt ist, 
"wer ein .eigenes schutzwürdiges Interesse ddrtut" 

. (Art 29bisv BauG). ' ' . : 

Schliesslich unterstehen Baüreglement und Zo­
nenplan noch dem fakultativen Referendum, 
welches aber erst nach Erledigung der Einspra-
chen^eröffnet wird. , ' 

• Der Planer soll nicht die Regie •Führen im The­
ater des zukünftigen Geschehens,' er hat aber 
für eine Bühne zu sorgen^ aiif der verschiedene ' 
Zükunftsgestaltungen möglich sind, . 

Robert-Neft Institut für Orts-, Regional- und 
Landesplanung, Zürich 1975 ' ' • , ' 

Wichtige Datén: . , . 

Im Rahmen des Mitwirlcungsverfahrens 
zur Ortsplanung findet eine öffentliche 
Veranstaltung statt: 

- Dienstag, 25. Augustl992 . ' 
- 20.00.Uhr 
- Feuerwehrhaus Volksgartenstrasse 

Ein .vohständiges Planungsdossier liegt 
auf dem Bauamt der Gemeinde zur 
Einsicht auf. . ' 

Die Mitglieder der Bau- und Planungs-. 
kompüssion sind gerne bereit, Fragen 
zu beantworten. . 

Letzter Abgabetermin für Stellungnah­
mens, Dienstag,; 15. September 1992. 



t e i i t m 

Mitwirken heisst ' 
Stèlliiiîg nehMem 

Im Rahmen dés, mit diesem"Buchs aldüeh" er­
öffneten Mtwirkungsvérfahréns erhalten Sie; 
die Möglichkeit, zu den vorgelegten Efgebnis-
sen der iPlanung oder einzelnen Detailfragen 
Stehung zu nehmen.. . ^ ' ^ ' ' 

Die Form/wie Sie Ihre Meinung mitteilen 
rnöchten, ist Ihnen freigestellt. Sie erleichtern ' 
uns jedoch die Auswertung der eingegangenen 
Amregungen und Wünsche, werm Sie genau 
festhalten, zu. welchem Teil def Planung Sie 
Ihre Stellung abgeben. 

Wir bitten Sie, sich kurz zü fassen und Ihre. 
Wünsche und Anregungen zu begründen; '. 

Beachten Sie : den^ Einsendeschluss für . Ihre 
Stellungnahme (15.9.1992).. 

Wir danlcen ihnen für Ihr Enigegenlcommen. 

Eine falsche. Antwort ist leicht festzustellen,, 
aber es braucht Originälit'dt,.eine fälsche Frage 
zu entdecken. : -

Antloiiy J.ay: Maaagement and.MacCìiiaveili 
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Plaïaiiiigslbe.gFÎffe 

Der Richtplan dient als konzeptionelle Planung 
der Steuerung und. Koofdihatiori der raumwirk­
samen Tätigkeiten. 

Er ist behördenverbindlich. Die Behörden sind 
in dem Siime an den Richtplan gebunden, als 
sie im Rahnien ihres Ermessens dessen Aussa­
gen erwägen und berücksichtigen miissen. . -

Leitbili- . ;•• . • y ' 

Dem Léitbild kommen dieselben Funlctionen 
zu wie dem Richtplan. Im. Unterschied zu die­
seni hat das Leitbild, auf kommunaler Stufe 
keinen "Rechtstiter', Ein Leitbild muss daher 
durch einen Gëmeinderatsbeschluss zum be-. 
hördenverbindlichen Richtplan erhoben wer-
.deh.' 

Die Schutzverordnung enthält die Bestimmun­
gen zum Schutz alier schutzwürdigen Gebiete 
und Objekte. Sie ist, rechtsverbindlich.. Zur. 
Schutzverordnung gehört ein Plan, in dein Lage 
und. Begrenzung der Schutzgebiete eingetragèn 
sind. Der zur Schutzverordnung gehörende 
Plah ist ebenfalls ein Nutzüngsplan. 

FrBcIit.folgefläcIieii ' 

Fruchtfolgeflächen sind diejenigen: landwirt-
schaftlichén Produktionsflächen, die gesamt­
schweizerisch nötig sind, damit in Zeiten: gé-. 
störter', Zufuhr die Bevölkerung ausreichend 
mit Nahfungsmitfeln versorgt werden kann. Die 
•Kantone und Gemeinden, sind verpflichtet, ihre 
Truchtfolgeflächen zu bezeichnen; 

.Der Zonenplan ist ein Nutzüngsplan, welcher 
die Nutzungsarten und Nutzungsintensitäten 
räumlich klar zuordnet. ' 

Baureglement 

Das Baureglement enthält das Raumplanungs­
recht der Gemeinde^ insbesondere die Bestim­
mungen, welche für die einzelnen Zonen gelten 
(z.B Abstände, Ausnützung usw). Im Baureg­
lement sind aber auch die im Zusammenhang 
mit der Bautätigkeit massgeblichen . Ver­
fahrensvorschriften aufgeführt. 

Baureglernent und Zonenplan büden eine Ein­
heit und sind für jedermann verbindlich. 




